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Öffentliche Beschaffungen:

Mehr als nur der Preis zählt

Ab Montag, 9. März,

täglich um 17.35 Uhr auf

und ab Montag, 16. März,

täglich um 17.25 Uhr auf

und unter:

www.fokus-kmu.tv

Umgang mit
Virus-Folgen
Mit der raschen Ausbreitung des Corona-

virus stellen sich für den Geschäftsalltag

im Unternehmen Fragen in verschiedener

Hinsicht. Insbesondere von Bedeutung

sind das Arbeitsrecht, das allgemeine

Vertragsrecht, die Krankentaggeldver-

sicherung und betriebliche Gesundheits-

aspekte. Der Schweizerische Gewerbever-

band sgv hat für den rechtlichen Umgang

mit möglichen Folgen des Coronavirus ein

informatives Merkblatt zusammengestellt.

Dieses wird regelmässig aktualisiert und

kann online heruntergeladen werden

unter:
www.sgv-usam.ch/corona

Das Bundesamt für Gesundheit (BAG)

stellt jeweils die allerneuesten Informa-

tionen zum Coronavirus bereit:

www.bag-coronavirus.ch

NEIN ZUR BEGRENZUNGS-INITIATIV
E – In Bern trat das KMU-Komitee gegen

die Kündigungs-Initiative vor
die Medien. Dabei unterstrichen die

Betroffenen, dass

der Wohlstand der Schweiz auf ihre
r wirtschaftlichen Offenheit g

ründe.

Eine Kündigungs-Initiative

Die Initiative «für eine massvolle Zu-

wanderung» kommt am 17. Mai zur

Abstimmung. Wird sie angenom-

men, hat der Bundesrat ein Jahr

Zeit, um die Personenfreizügigkeit

auf dem Verhandlungsweg ausser

Kraft zu setzen. Gelingt das nicht,

muss der Bundesrat das Freizügig-

keitsabkommen kündigen, welches

über die Guillotine-Klausel mit den

Bilateralen I verbunden ist.

«Nüchtern betrachtet, ist dieser

Verhandlungsweg im Eiltempo illu-

sorisch», sagte Hans-Ulrich Bigler

vom KMU-Komitee «Kündigungs-

Initiative – Arbeitsplätze v
ernichten

NEIN» vor den Medien. Daraus fol-

gerte der Direktor des Schweizeri-

schen Gewerbeverbands sgv: «Die

Begrenzungs-Initiative ist
in Tat und

Wahrheit eine Kündigungs-Initia-

tive.»

Ein herber Schlag für die KMU

Der Wohlstand der Schweiz be-

gründe sich aus der wirtschaftlichen

Offenheit. Die Personenfre
izügigkeit

(PFZ) sei für die Wirtschaft und die

Sicherung der Arbeitsplätze von

zentraler Bedeutung. Eine Kündi-

gung der PFZ hätte weitreichende

Folgen für den Arbeitsmarkt und

wäre «ein herber Schlag für die

KMU», so Bigler weiter. Tatsache ist:

Ein Drittel aller KMU erarbeitet

mehr als die Hälfte ihres Umsatzes

im Ausland.

Am europapolitischen Scheideweg

Mit Blick auf den Arbeitsmarkt

stellte Bigler fest: Obwohl in der

Schweiz sehr viele Fachkräfte aus-

gebildet würden, reiche dies punk-

tuell nicht. Das zeige sich
beispiels-

weise im Gesundheitswesen. «Im

Kanton Tessin haben wir mit rund

67 000 Grenzgängerinnen und

Grenzgängern pro Tag genügend

Potenzial, um unseren inländischen

Fachkräftemangel auszugleichen»,

sagte der Tessiner CVP-Nationa
lrat

Fabio Regazzi. «Doch auch wir kön-

nen nicht ohne unsere Busines
skun-

den in der ganzen Schweiz über-

leben.» Dies sei beispielsweise bei

Kunden aus dem Bau- und Inge-

nieurbereich der Fall, die sehr wohl

mit dem Fachkräftemangel zu kämp-

fen hätten. Regazzi betonte,
dass

man mit dieser Abstimmung am

europapolitischen Scheideweg stehe.

«Nicht nur im Tessin, auch in

Basel ist die Situation speziell»,

weiss Nationalrätin Daniela Schnee-

berger (FDP/BL). Die Region Basel

sei ein führender Wirtschaftsstand-

ort in Export und Forschung und

profitiere von den bilateralen Verträ-

gen; gut ein Viertel aller Schweizer

Ausfuhren und jeder zweite Arbeits-

platz im Kanton Baselland hänge

vom Export in die EU ab. Deshalb

müsse die Begrenzungs-Initia
tive ab-

gelehnt werden

In den Deutschschweizer Kanto-

nen seien die Berufe im Treuhand-

wesen am stärksten von Problemen

bei der Rekrutierung betroffen, so

die Präsidentin von Treuhand Suisse

weiter. «Als Treuhanduntern
ehmerin

bin ich ganz persönlich betroffen»,

so Schneeberger. Bei KMU sei die

Personalplanung und -rekrutierung

überlebenswichtig. «Fällt eine Mit-

arbeiterin oder ein Mitarbeiter aus

– in meinem konkreten Fall meine

Kollegen –, muss ich Aufträge ab-

lehnen.» Grössere Unternehmen

könnten Ausfälle besser kompensie-

ren, da die Mehrarbeit auf mehrere

Köpfe verteilt werden könne.

Kein Freipass für massenhaftes

Einwandern

Dass die Schweizer Wirtschaft jeden

zweiten Franken im Ausland ver-

dient, betonte auch Nationalrätin

Jacqueline de Quattro (FDP/VD).

«Der internationale Handel schafft

Wachstum und sichert so die

Arbeitsplätze in der Schweiz.» Die

Schaffung von Arbeitsplätzen wie-

derum führe zu Arbeitsplatzsicher-

heit. Rund 600000 Stellen wurden

seit 2010 geschaffen. «Dies
es Stellen-

wachstum hat zu keiner Verschlech-

terung der Arbeitsbedingu
ngen oder

zur Diskriminierung einheimischer

Arbeitskräfte geführt», betonte

de Quattro. Die Erwerbsquote so-

wohl inländischer wie ausländischer

Arbeitnehmenden habe seither zu-

genommen.
«Die Personenfreizügigkeit

ist kein

Freipass für ungebremstes und mas-

senhaftes Einwandern», hielt sgv-

Direktor Bigler fest. Sie sei an Be-

dingungen geknüpft wie dem Vor-

liegen eines Arbeitsvertrages oder

eines Vermögensnachweises. «Es

kann also nicht einfach jedermann

bedingungslos in die Schweiz ein-

wandern.» Der Fachkräftemangel

könne nur behoben werden, wenn

alle Potenziale ausgeschöpft wür-

den. Fördern und Weiterbilden sei

das richtige Rezept.

Biglers Fazit: «Die Begrenzungs-

Initiative schadet den KMU. Sie ver-

schärft den Fachkräftemangel und

gefährdet den Wohlstand von uns

allen. Deshalb sagen wir KMU-

Vertreterinnen und -Vertreter am

17. Mai entschieden Nein.»
Red

www.begrenzung-nein.ch

Sie stehen für ein Nein am 17. Mai (v. l.): Jacqueline de Qu
attro (NR FDP/VD), Daniela Schneeber

ger (NR

FDP/BL), Hans-Ulrich Bigler (
Direktor sgv) und Fabio Regaz

zi (NR CVP/TI). Sie präsidieren zusam
men das

KMU-Komitee «Kündigungs-In
itiative – Arbeitsplätze vernich

ten NEIN».
Bild: CR

DANIEL NEUGART – Der

Präsident von SAVE 50Plus
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INHALT

GEWERBEKONGRESS – Am

29. April im Forum Fribourg.

KMU im Fokus
Seien Sie dabei, wenn der Schweizerische

Gewerbeverband sgv, der grösste Dachverba
nd

der Schweizer Wirtschaft, seine neue Verban
ds-

führung wählt. Zudem erwartet Sie am

Gewerbekongress 2020 im Forum Fribourg,

passend zum Motto «KMU im Fokus», eine

Podiumsdiskussion der eidgenössischen

Fraktions- und Parteispitzen.
Seiten 9 & 12
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Wer regiert die Schweiz? 
Vor 10 Jahren noch lag die Schweiz auf Platz 16 im Ran-
king des Ease-of-doing-business-Index der Weltbank. Mitt-
lerweile sind wir auf Platz 38 zurückgefallen und liegen 
nun hinter Deutschland, Österreich und Frankreich. 

Was ist der Grund dafür, wo doch landauf, landab Schwei-
zer Politiker und Beamte öffentlich nicht müde werden, 
den Mittelstand unseres Landes zu loben und damit auch 
die KMU-orientierte Wirtschaftslandschaft als wichtigs-
ten Pfeiler der Schweizer Erfolgsgeschichte zu nennen? 
Vordergründig sieht es danach aus, als wollten alle für 
«gute Rahmenbedingungen» sorgen, um Unternehmen 
gegenüber dem internationalen Wettbewerb zu unter
stützen.

So viel zur Theorie. In der Praxis stellt sich die Situation 
leider anders dar. Bisher sind auf die zahlreichen verba-
len Bekundungen keine Taten gefolgt. Doch es reicht eben 
nicht, von Bürokratieabbau nur zu reden; man muss ihn 
auch umsetzen. Ein grundlegender Anfang wäre dann  
gemacht, wenn zwischen der Industrie, dem Gewerbe und 
der Exekutive ein Dialog in Gang kommen würde, der sich 
den anstehenden Herausforderungen stellen und die  
Probleme im kontinuierlichen Austausch gemeinsam in 
Angriff nehmen würde.

Im Folgenden ein leider aktuelles Beispiel, wie dieser  
Austausch gar nicht funktioniert hat, und für mich, in 
meiner Funktion als Präsident des Verbandes der Schwei-
zerischen Lack- und Farbenindustrie und Mitglied der  
Gewerbekammer, eines der negativsten Beispiele einer  
Dialogverweigerung:

Das Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinär-
wesen (BLV) hat angekündigt, den Anhang 10 der Schwei-
zer Konsumgüterverordnung anzupassen. Als betroffene 
Industrie haben wir dem Bundesamt geschrieben und auf 
die Herausforderungen und die möglichen Widersprüche 
dieser Regulierung aufmerksam gemacht. Wir baten um 

einen Informationsaustausch in Form eines Gespräches. 
Erst unmittelbar vor Inkrafttreten des Gesetzes wurde uns 
schriftlich mitgeteilt, dass es kein Interesse und keine  
Notwendigkeit gäbe, die Inhalte mit uns zu erörtern. Für 
das BLV war es offensichtlich ohne Relevanz, welche direk-
ten und indirekten Auswirkungen das Gesetz für die be-
troffene Schweizer Industrie haben wird, ja, die Anfrage 
der Branche nach einem Dialog wurde schlichtweg igno-
riert und arrogant beiseitegeschoben. Fazit: Das BLV hat 
den Alleingang in Europa verstärkt, ohne Rücksicht auf 
Verluste. 

Um nochmals auf meinen Anfang zu kommen: Währen-
dem andere Länder einiges unternehmen, um ihren Platz 
im Ranking des Ease-of-doing-business-Index zu halten 
oder sogar zu verbessern, wiegen sich viele Politiker und 
Beamte in der Schweiz im guten Glauben, nichts Kon-
struktives tun zu müssen, weil es uns ja gut geht. Die Tat-
sache, dass Bund, Kantone und Gemeinden ihre Ausgaben 
in knapp 30 Jahren mehr als verdoppelt haben (von 105 

Mia. auf 216 Mia. in 2017) erklärt, weshalb – trotz anders-
lautender Aussagen – die Bürokratie in unserem Land lau-
fend zunimmt. Selbst wenn das SECO die Regulierungs-
kosten auf mittlerweile 10 Prozent von unserer 
Wirtschaftsleistung BIP veranschlagt, geht immer noch 
kein Aufschrei durch unser Land durch.

Leider muss ich feststellen, dass – zumindest was den 
Staatsapparat anbelangt – Parkinsons Gesetz anwendbar 
ist. Wie vom Soziologen Cyril Northcote Parkinson so an-
schaulich beschrieben, ist Arbeit eine dehnbare Masse, 
deren Aufwand sich den personellen Ressourcen anpasst. 
Und je mehr Ressourcen zur Verfügung stehen, desto mehr 
Regulierungen hat das zur Folge.  

Viele Politiker müssen ernüchtert feststellen, dass sie zu 
wenig Handhabe haben, um der Verselbständigung des 
sogenannten Beamtentums wirksam entgegentreten zu 
können. Doch es kommt noch schlimmer. Anstatt alles 
dafür zu tun, um sich aus dieser misslichen Lage wieder 
zu befreien, wurde das Verordnungsveto, also die Chance, 
um überhaupt eine Notbremse ziehen zu können, vom 
Parlament abgeschmettert. Wo bleibt hier die Verantwor-
tung der Politiker gegenüber dem Souverän, wo ihre Visio-
nen für ein prosperierendes Land, wenn ausser Lippen-
bekenntnissen nur leere Wahlversprechen mit kurzer 
Halbwertszeit übrig bleiben? Wo bleibt hier der parlamen-
tarische Wille, etwas zu ändern? 

Oder anders gefragt: Wer regiert eigentlich die Schweiz?

* Lionel Schlessinger ist Inhaber und CEO der Monopol 
Colors und Präsident des Verbandes der Schweizerischen 
Lack- und Farbenindustrie.

www.vslf.ch

Die Tribüne-Autoren geben ihre eigene Meinung wieder; diese muss 
sich nicht mit jener des sgv decken.

«ES REICHT NICHT, VON  
BÜROKRATIEABBAU NUR ZU REDEN; 
MAN MUSS IHN AUCH UMSETZEN.» 

 Lionel Schlessinger *


